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schluss	 vom	 20.12.2006	 über	 die	 Genehmigung	 und	 Umset-
zung	des	Haager	Übereinkommens	über	das	auf	Trusts	anzu-
wendende	Recht	und	über	ihre	Anerkennung,	AS	2007	2849.
9	 Eidgenössisches	Amt	 für	 Grundbuch-	 und	 Bodenrecht,	Weg-
leitung	zur	grundbuchlichen	Behandlung	von	Trustgeschäften	
(im	 Folgenden:	Wegleitung	Trust)	 vom	 28.6.2007	 i.d.F.	 vom	
14.8.2007,	abrufbar	unter	http://www.bj.admin.ch/bj/de/home/
themen/wirtschaft/grundbuch___egris.html.








2	 S.	 dazu	 etwa	 Botschaft	 HTÜ,	 Botschaft	 zur	 Genehmigung	
und	 Umsetzung	 des	 Haager	 Übereinkommens	 über	 das	 auf	
Trusts	anzuwendende	Recht	und	über	 ihre	Anerkennung	vom	
2.12.2005,	 BBl	 2006	 551,	 562  ff.;	 Richard	 Gassmann,	 in:	
Marc	Amstutz/Peter	Breitschmid/Andreas	Furrer/Daniel	Girs-
berger/Claire	 Huguenin/Markus	 Müller-Chen/Vito	 Roberto/
Alexandra	 Rumo-Jungo/Anton	 K.	 Schnyder	 (Hrsg.),	 Hand-
kommentar	zum	Schweizer	Privatrecht,	Zürich	2007,	Art. 149a	




4	 Das	 Haager	 Übereinkommen	 vom	 1.	 Juli	 1985	 über	 das	 auf	
Trusts	anzuwendende	Recht	und	über	ihre	Anerkennung	ist	für	
die	Schweiz	am	1.7.2007	in	Kraft	getreten,	SR	0.221.371.
5	 Vgl.	 etwa	 Nedim	 Peter	 Vogt,	 Trusts	 und	 schweizerisches	













en	Art. 149a-d in das IPRG.8	Mit	 ihnen	hat	der	Gesetzge-
ber	den	Anwendungsbereich	des	HTÜ	auf	nicht	 schriftlich	
nachgewiesene	trusts	ausgedehnt	(Art. 149a	IPRG),	Zustän-





In	 einer	 «Wegleitung zur grundbuchlichen Behand-
lung von Trustgeschäften»9	 wurden	 Empfehlungen	 zusam-
mengestellt,	 wie	 die	 immobiliar-	 und	 insbesondere	 grund-
buchrechtlichen	Aspekte	von	trust-Vorgängen	zu	behandeln	
sind.	 Namentlich	 äussert	 sich	 die	Wegleitung	 zur	Art	 der	
Grundbuchanmeldung	 bei	 einer	 Grundstücksübertragung	
















die	beneficiaries)	oder	discretionary	 trust	 (dann	 im	Grund-
satz	Zurechnung	an	den	settlor)	einzuordnen	ist.11
I. Einführung – Problemlagen und 
 Regelungsumfeld




des	 Schweizer	Rechts	 zu	 übersetzen;1	 die	 internationalpri-




Das	 Inkrafttreten	 des	 Haager Trust-Übereinkommens 
(HTÜ)4	 hat	 nun	 aber	 eine	 neue	 Phase	 eingeleitet.	 Die	
Schweiz	hat	sich	mit	der	Bindung	an	das	Abkommen	dafür	






ist	 (das	 sogenannte	 trust-Statut),	 im	Schweizer	Recht	Gel-
tung	erlangen;	treffend	wurde	für	diese	Form	der	Anerken-




nur	 als	 Institut	 einer	 ausländischen	Rechtsordnung	existie-
ren,	in	der	er	als	eigene	Rechtsfigur	bekannt	ist.6
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15	 Vgl.	 hierzu	 auch	Art.  2	 HTÜ	 sowie	 etwa	Wilson	 (FN  13),	






zerische	 Zeitschrift	 für	 Gesellschafts-	 und	 Kapitalmarktrecht	
sowie	 Umstrukturierungen	 (Sonderdruck)	 2007,	 15;	 Nedim	
Peter	 Vogt,	 in:	 Heinrich	 Honsell/Nedim	 Peter	 Vogt/Anton	
K.	Schnyder/Stephen	V.	Berti	(Hrsg.),	Basler	Kommentar	zum	




























trag	 lediglich	mit	 dem	durch	Rechtsgeschäft	 errichteten	 trust	
(express	trust)	befasst.	Jener	bildet	auch	das	Modellobjekt	für	
die	Regelungen	des	HTÜ,	vgl.	Gutzwiller	(FN 12),	42 f.









das	 trust-Vermögen	 als	Rechtsinhaber,	 allerdings	 in	 einem	
Sondervermögen,	 welches	 Bindungen	 unterliegt,	 die	 sich	
insbesondere	aus	dem	trust-Instrument	ergeben.	Diese	recht-
liche	Grundsituation	 sei	 hier	 vorab	noch	 einmal	vergegen-
wärtigt.	Hält	man	sie	sich	nämlich	nicht	beständig	vor	Augen,	
so	läuft	man	Gefahr,	aus	der	unbewussten	Zuschreibung	von	






2. Die Zulässigkeit einer trust-Errichtung 























Verhältnis	 von	 trust	 und	Pflichtteilsrechten	 sowie	 die	 Inte-
gration	 von	 Grundstücken	 in	 das	 trust-Vermögen.	 Bei	 der	
Entwicklung	 von	 Diskussionsansätzen	 zu	 diesen	 Teilas-
pekten	werden	indes	notwendig	auch	grundsätzliche Fragen	
der	Stellung	des	trust	im	Schweizer	Recht	behandelt.	Daher	
schliesst	 der	 Beitrag	mit	 dem	Entwurf	 einiger	Wertungen,	
welche	für	die	Implantierung	dieses	Rechtsinstitutes	(auch	in	
der	Zukunft)	leitend	sein	können.
II. Kernfragen der Nachlassgestaltung
1. Vorbemerkung: Der trustee als  
Akteur und Zuordnungssubjekt der 
Vermögenswerte im trust
Ein	 trust14	 als	 solcher	 weist	 keine	 Rechtssubjektivität	 auf,	
er	 kann	 also	 nicht	Träger	 von	Rechten	 und	 Pflichten	 sein.	
Vielmehr	 ist	die	Person des trustee das Zuordnungssubjekt 



















réserves	 héréditaires	 et	 immeubles,	 AJP/PJA	 2009,	 33,	 38;	
Thévenoz	(FN 15),	215;	Seiler	(FN 2),	96.
19	 Vgl.	zu	diesem	statt	aller	Peter	Weimar,	in:	Heinz	Hausheer/












22	 So	 etwa	Florence	Guillaume,	Fragen	 rund	um	die	Eintra-
gung	 eines	 im	 Trustvermögen	 befindlichen	 Grundstücks	 ins	





23	 So	 etwa	Perrin	 (FN 21),	N  491;	 Pietro	Supino,	Rechtsge-
staltung	mit	Trusts	aus	Schweizer	Sicht,	Diss.	St.	Gallen	1994,	
198;	Christophe	Wilhelm/Julien	Perrin,	Le	Trust	et	le	droit	




Todes	wegen	 jeden	weiteren	nichterbrechtlichen	 Inhalt	 zulas-
sen	 [möchte],	 zu	 dessen	 gültiger	 Festsetzung	 die	 Form	 jener	
Verfügung	 passend	 und	 genügend	 ist»,	 vgl.	 Peter	Tuor,	 in:	
Heinz	Hausheer/Hermann	Becker/Arthur	Meier-Hayoz	(Hrsg.),	
Berner	Kommentar,	Kommentar	 zum	schweizerischen	Privat-








lung)	 erfüllen;	 in	 anderen	 Fällen	 sei	 die	 testamentarische	
trust-Errichtung	jedoch	wirksam.
b. Die Abgrenzung der massgeblichen 
 Statute als Lösungsansatz
aa. Die Errichtung einer letztwilligen Verfügung 
als Gegenstand des Erbstatuts
Geht	es	um	Rechtsgeschäfte	von	Todes	wegen,	so	ist	in	ers-
ter	Linie	das	Erbstatut	einschlägig,	welches	sich	im	Schwei-
zer	Recht	nach	den	Art.  86  ff. IPRG	 bestimmt.	Diese	Vor-
schriften	bleiben	auch	unter	Geltung	des	HTÜ	massgeblich,	
schon	weil	das	HTÜ	nach	Art. 4 und Art. 15 Abs. 1 lit. c HTÜ	
in	 weiten	 Teilen	 dieses	 Rechtsbereichs	 keine	Anwendung	
findet.26
Schweizer	Recht	bildet	dabei	nach	Art. 90	Abs. 1	IPRG	














men	 und	Grundsätzen	 des	 Erbstatutes	 zu	 beurteilen.	 Zwar	
kann	sich –	bei	Schweizer	Erbstatut –	dann	nicht	die	Frage	
stellen,	ob	die	Errichtung	eines	trust	gemäss Schweizer Recht	
zuzulassen	 ist;	 denn	 auch	 nach	 der	 Ratifikation	 des	 HTÜ	
a. Der Meinungsstand










Andere	Stimmen	befürworten	 es,	 dem	Erblasser	 bezie-
hungsweise	settlor	die	Möglichkeit	zur	Errichtung	eines	trust	
zu	gewähren.	Sie	halten	in	einem	ersten	Schritt	das	Erbsta-
tut	 für	 anwendbar21	 und	 stützen	 ihre	Auffassung	 dann	 auf	
verschiedene	 dogmatische	 Argumente:	 auf	 eine	 extensive	


























(1987),	 260,	 269;	 Gutzwiller	 (FN  12),	 41;	 Breitschmid	
(FN 28),	62 f.;	von	Burg	(FN 23),	491 f.
31	 Botschaft	HTÜ	(FN 2),	563.
Art.  4 und 15 Abs. 1 lit.  c HTÜ	 stehen	diesem	Befund	
nicht	entgegen.	Art. 4	HTÜ	betrifft	die	Gültigkeit	von	Testa-
menten,	in deren äusserlichem Rahmen	ein	trust	von	Todes	
wegen	errichtet	wird,	und	zwar	im	Hinblick	auf	die	Vermö-







Ferner	 ist	 zu	 bedenken,	 dass	 bei	 anderer	 Interpreta	tion	
das	HTÜ	sehenden	Auges	den	trust	in	allen	Nicht-trust-Ju-
ridiktionen	 der	 Umdeutung in nationalrechtliche Institute 
preisgegeben	hätte,	sofern	das	Kollisionsrecht	jener	Jurisdik-
tionen	nicht	seinerseits	auf	das	trust-Statut	zurückverweist.	
Es	 erscheint	 nun	merkwürdig,	 einem	Abkommen,	 das	 auf	
die	möglichst	einheitliche	Anerkennung	des	Rechtsinstituts	
trust	in	allen	Vertragsstaaten	gerichtet	ist	(auch	soweit	es	sich	
um	 Nicht-trust-Jurisdiktionen	 handelt),	 solch	 einen	 Rege-
lungswillen	zu	unterstellen.	Gilt	aber	das	HTÜ	auch	für	die	
Bestimmung	des	auf	 trusts	von	Todes	wegen	anwendbaren	
Rechts,	so	ist	dieses	Ergebnis	für die Schweiz nach Ratifika-
tion des Abkommens verbindlich.
Will	 man  –	 entgegen	 der	 hier	 vertretenen	 Auffas-
sung  –	 einerseits	 die	 trust-Errichtung	 von	 Todes	 wegen	
dem	Schweizer Erbstatut	unterstellen,	sie	andererseits	aber	
nicht	 für	 unzulässig	 halten,32	 so	wirft	 das	 die	 Frage	 nach	
der	dogmatischen Praktikabilität	auf.	Entweder	man	über-
trägt	 schweizerisches	 Zivil-,	 insbesondere	 Treuhand-	 und	
Stiftungsrecht	 und	 versucht,	 einen	 trust	 in	 eine	 derartige	
Rechtsform	zu	übersetzen.	Hierin	liegt	aber	gerade	der	An-
satz	früherer	trust-Rechtsprechung,33	welcher	als	nicht	trag-
fähig	 erkannt	wurde	 und	 letztlich	 in	 die	 gesetzgeberische	
Entscheidung	zur	Ratifikation	des	HTÜ	mündete.	Oder	man	
bringt	innerhalb	des	Schweizer	(Erb-)Rechts	das	Recht	der-
jenigen	 trust-Jurisdiktion	 zur	 Anwendung,	 dem	 der	 trust	
nach	den	Regeln	des	HTÜ	unterstehen	würde.	Wäre	es	statt	







stamentarischen	 trust-Errichtung	 weg.	 Denn	 nur	 unter	 der	
Annahme,	der	Errichtungsakt eines trust von Todes wegen 
sei dem Erbstatut	 zu	unterstellen,	kann	sich	der	 schweize-
rische	numerus	clausus	letztwilliger	Verfügungen	der	wirk-




bb. Die Errichtung eines trust als Gegenstand 
des trust-Statuts
Indes:	Unserer	Meinung	nach	geht	die	vorstehend	skizzierte	
Zuordnung	 zum	Erbstatut	 fehl;	 vielmehr	 sollte	 die	Errich-
tung eines trust auch dann dem trust-Statut unterstehen, 
wenn sie von Todes wegen erfolgt.28	Für	die	Anwendung	des	
trust-Statuts	auf	die	Errichtung	eines	trust	von	Todes	wegen	
sprechen	 eine	 Analyse	 der	 einschlägigen	 Bestimmungen	
des	 HTÜ	 sowie	 Praktikabilitätserwägungen	 innerhalb	 der	
Schweizer	Rechtsordnung.
(1)	 Das	trust-Statut	als	sedes	materiae
Schon	dem	Wortlaut	nach	umfassen	die	Art. 2 und 8 HTÜ	
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	 dürfte	 eine	 «erbrechtliche	 Funktion»	 fast	 stets	 angenommen	
werden	 können,	 nämlich	 die	 Aufteilung	 des	 Vermögens	 des	
Erblassers	 durch	 eine	 Art	 «Nachlassverwaltung».	 Eine	 Dif-
ferenzierung	danach,	ob	dieser	Aspekt	überwiegt	oder	die	 in-
haltlichen	Ziele,	welche	 der	Erblasser	 ja	 fast	 stets	mit	 seiner	









34	 Hierin	 unterscheidet	 sich	 dann	 der	 trust	 auch	wesentlich	 von	
der	 Erbstiftung	 im	 Sinne	 des	Art.  493	 ZGB,	 denn	 deren	 Er-








35	 Für	 eine	 dogmatische	 Einordnung	 der	 trust-Errichtung	 käme	
dann	die	Übertragung	des	Art. 493	ZGB	(analog	beziehungs-
weise	 dem	 Rechtsgedanken	 nach)	 in	 Betracht.	 Den	 Vorzug	
dürfte	 jedoch	 eine	 Einstufung	 der	 trust-Errichtung	 als	Verfü-
gung	sui	generis	verdienen,	weil	man	so	eine	Verwischung	der	








lassabwicklungsfunktion»	 aufweist:	Nachdem	 es	 für	 den	 von	
Todes	wegen	 errichteten	 trust	modellhaft	 ist,	 dass	 der	 trustee	
nach	dem	Tode	des	settlor	beneficiaries	Zuwendungen	macht,	
trust	ohne	den	trust	von	Todes	wegen	wäre	daher	eine	dem 
Geiste des HTÜ widersprechende	Verkürzung.	Dementspre-
chend	geben	auch	die	Botschaft	HTÜ37	und	die	Wegleitung	
Trust38	zu	erkennen,	dass	seine	Errichtung	möglich	sein	soll.
Weiterhin	 würden	 Erblasser,	 für	 die	 das	 Schweizer	
Erbstatut	nicht	nach	Art. 90	Abs. 2	Satz	2	IPRG	zwingende	
Anwendung	 findet,	 möglicherweise	 in	 eine	 Abwahl des 
Schweizer Erbrechts	gedrängt,	sofern	sie	zur	Nachlassgestal-
tung	einen	trust	errichten	möchten.	Ob	dies	ein	gewünschter	
Effekt	 ist,	 erscheint	 unter	 anderem	 deswegen	 zweifelhaft,	
weil	dann	auch	das	Schweizer	Pflichtteilsrecht	seine	Schutz-
wirkungen	grundsätzlich	nicht	entfalten	könnte.39
c. Der trust von Todes wegen bei 
 ausländischem Recht als Erbstatut
Sofern	 ausländisches	Recht	 das	Erbstatut	 ist,	 kann	 es	 sich	
dabei	um	dieselbe	Rechtsordnung	handeln,	welche	auch	das	
trust-Statut	bildet.	Dann	dürfte	ein	relativ	reibungsloses	In-
einandergreifen	 von	 Erbrecht	 und	 trust-Recht	 zu	 erwarten	
sein.
Sofern	unterschiedliche	(ausländische)	Rechtsordnungen	
das	 Erbstatut	 beziehungsweise	 trust-Statut	 bilden,	 können	
sich	 Abstimmungsprobleme	 ergeben,	 die	 sich	 hier	 kaum	
verallgemeinernd	 darstellen	 lassen.	 Daher	 soll  –	 auch	 im	
Hinblick	 auf	 das	 soeben	 zum	 Schweizer	 Recht	 gefundene	
Ergebnis –	für	die	Abgrenzung	beider	Statute	aus	Sicht	eines	
Schweizer	Richters	lediglich	festgehalten	werden,	dass	dem	
trust-Statut	 in	 derartigen	 Konstellationen alle Fragen der 
Entstehung des trust und der Pflichtenbindung des trustee	
unterliegen,	während	die	Seite	der	Nachfolge von Todes we-
gen	 in	den	Vermögensgegenstand	dem	Erbstatut	unterfällt.	
Zum	Geltungsbereich	des	Erbstatuts	gehört	daher	auch,	wie	
die	Wegleitung	 Trust	 zu	 Recht	 anmerkt,40	 die	 Frage	 nach	
dem	direkten	oder	durch	einen	administrator	beziehungswei-
se	executor	vermittelten	Erwerb	des	trustee.
3. Die trust-Errichtung und Art. 335 ZGB
Art. 335	ZGB	untersagt	die	Errichtung	von	Unterhaltsstif-
tungen	 sowie	Familienfideikommissen.	 Trusts	 können	 aber	
samen	 Errichtung	 überhaupt	 entgegenstellen.	 Findet	 hin-
gegen	das	Erbstatut	keine	Anwendung,	weil	es	sich	bei	der	
trust-Errichtung	 nicht	 um	 eine	 letztwillige	 Verfügung	 im	









ein	 bloss	 erweiterndes	 Geltungsverständnis	 erbrechtlicher	
Grundsätze	 (hier:	 des	 numerus	 clausus)	 nicht	mehr	 erfasst	
werden.	 Die	 Unterstellung	 der	 trust-Errichtung	 unter	 den	
numerus	clausus	erbrechtlicher	Verfügungsarten	würde	viel-





Selbst	wenn	man	aber	die	Errichtung eines trust von Todes 




integralen	 Bestandteil	 des	 Rechtsinstitutes	 trust	 und	 stellt	
in	der	Praxis	der	grossen	trust-Rechtsordnungen	eine	seiner	
wesentlichsten	Einsatzformen	dar.36	Eine	Implantierung	des	
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43	 Auf	mögliche	 dogmatische	Unterschiede	 zwischen	 Eingriffs-
normen	und	lois	d’application	immédiate	soll	hier	nicht	näher	
eingegangen	werden;	 die	 Terminologien	 werden	 heute	 ohne-
dies	meist	in	eins	gesetzt,	vgl.	nur	Botschaft	HTÜ	(FN 2),	569.
44	 Der	Annahme	 einer	Gesetzesumgehung	 (fraus	 legis)	 auf	 kol-
lisionsrechtlicher	 Ebene	 stehen	 hingegen	 das	 Fehlen	 einer	
Grundlage	 im	HTÜ	entgegen,	ebenso	wie	die	neuere	bundes-











sell/Nedim	 Peter	 Vogt/Anton	 K.	 Schnyder/Stephen	 V.	 Berti	





München	 1940,	 67;	 BGer	 2P_168/2002	 v.	 25.11.2002;	 BGE	
120	Ib	474,	483 ff.
42	 Vgl.	auch	Botschaft	HTÜ	(FN 2),	564.
vatrechtlichen	 normativen	Grundlage,	 welche	 den	 Eingriff	
in	 das	 eigentlich	 berufene	 trust-Statut	 ermöglicht.	 Im	An-
wendungsbereich	 des	HTÜ	 liesse	 sich	 eine	 solche	 norma-
tive	Grundlage	 in	Art.  16	 oder	Art.  18	HTÜ	 (die	 insoweit	
den	 Bestimmungen	 des	 IPRG	 vorgehen)	 sehen,	 das	 heisst	








Will	 man	 Art.  335	 ZGB	 überhaupt	 Eingriffswirkung	
in	das	 trust-Statut	 einräumen	 (dazu	 sogleich),	 so	bedarf	 es	
hierfür	einer	klaren	dogmatisch	Fundierung	in	Art. 16 oder 
Art.  18 HTÜ;	 auch	wenn	 die	Diskussion	 in	 diesem	 Punkt	
bisher	 noch	 zu	 keinem	 eindeutigen	 Ergebnis	 geführt	 ha-
ben	mag,	kann	die	Basis	 einer	möglichen	Anwendung	des	
Art. 335	ZGB	nicht	auf	Dauer	offen	bleiben,	schon	weil	sich	









ressenausgleich	 unter	 Privaten	 gerichtet	 ist,	 sondern	 aus	
rechtspolitischen,	wirtschaftlichen	 oder	 sozialen	 Interessen	
des	normsetzenden	Staates	in	die	Gestaltungsautonomie	der	






a. Die Gesamtregelung des Art. 335 ZGB als 
Gegenstand der Diskussion
Art.  335	 ZGB	 enthält	 nach	 seiner	 äusseren	 Struktur	 Re-





milienfideikommiss,	 also	 ein	 durch	 privates	Rechtsgeschäft	
gebundenes	 Sondervermögen,	 das	 grundsätzlich	 unveräus-





Vergleicht	man	 den	 trust	mit	 beiden	 Instituten,	 so	mag	
grundsätzlich	 eine	 grössere	 strukturelle	 Nähe	 zum	 Fami-
lienfideikommiss	 bestehen,	 weil	 sowohl	 der	 Fideikommiss	
als	 auch	 der	 trust	 ein	 Vermögen	 aufweisen,	 das	 rechtlich	
einer	Person	 zugeordnet	 ist,	 bei	 dieser	 aber	 ein	Sonderver-
mögen	bildet	und	von	 ihr	nach	bestimmten	Verwaltungsan-
ordnungen	zu	behandeln	ist.42	Indes	sind	auch	Gestaltungen	
















b. Art. 16 oder Art. 18 HTÜ als Grundlage für 
einen Eingriff in das trust-Statut
Soll	Art. 335	ZGB	bestimmten	Formen	des	trust	entgegen-
stehen	 können,	 so	 bedarf	 er	 hierfür	 einer	 internationalpri-
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49	 Vgl.	 zur	 Bedeutung	 dieses	 Kriteriums	 i.R.v.	 Art.  18	 HTÜ	
Gutzwiller	(FN 12),	123	m.w.N.
50	 Vgl.	 hierzu	 etwa	Hans	Künzle,	Familienstiftung –	Quo	va-
dis?,	 in:	 Peter	 Breitschmid/Wolfgang	 Portmann/Heinz	 Rey/









Wach,	 Die	 angelsächsischen	 Trusts	 und	 die	 schweizerische	
Rechtsordnung,	SJZ	1987,	209  ff.;	VG	St.	Gallen	B	2007/13	












47	 S.	 nur	 Hans	 M.	 Riemer,	 in:	 Arthur	 Meier-Hayoz	 (Hrsg.),	
Berner	Kommentar,	Kommentar	 zum	schweizerischen	Privat-
recht,	Band	1:	Einleitung	und	Personenrecht,	3.	Abteilung:	Das	
Personenrecht  –	 die	 juristischen	 Personen,	 3.	 Teilband:	 Die	
Stiftungen,	Bern	1975,	SysT	N 137 ff.;	Harold	Grüninger,	
in:	Heinrich	Honsell/Nedim	Peter	Vogt/Thomas	Geiser	(Hrsg.),	




























geteilter	 und	 berechtigter	 Befund	 festhalten,	 dass	 die	Vor-
schrift in ihrer gegenwärtigen Fassung kaum mehr als zeit-
gemäss	angesehen	werden	kann.51
tischem	Interesse	an	der	Verhinderung	von	Müssiggang	und	
an	 einem	 demokratisch-gleichberechtigten,	 von	 feudalen	









kann.	 Diese	 Beschränkung	 kann	 bei	 typischerweise	 über	
einen	 längeren	 Zeitraum	 wiederkehrenden	 Umsetzungs-
akten	 eines	 trust	 zu	Rechtsunsicherheiten	 führen.	Nehmen	
wir	etwa	an,	ein	trust	wäre	auf	Ausschüttungen	an	eine	be-















Schliesslich	 und	 vor	 allem	 entspräche	 die	 Interpreta-
tion	 als	 Eingriffsnorm	 wenigstens	 noch	 etwas	 besser	 der	
schrumpfenden Überzeugungskraft des Art.  335 ZGB	 und	
der	 wachsenden	 Kritik	 an	 seiner	 ratio.	 Die	 Abweichung	
von	einer	Norm,	welche	unter	breiter	Kritik	der	Rechtswis-
senschaft	und	der	Rechtsprechung	steht	und	deren	Reform	
anlässlich	 der	HTÜ-Ratifikation	 vom	Gesetzgeber	 nur	 aus	
Beschleunigungsgründen	nicht	in	Angriff	genommen	wurde	
(dazu	eingehender	sogleich),	als	unerträglichen	Widerspruch	










59	 BGer	 4A_339/2009	 v.	 17.11.2009,	 E.  4.3.3:	 «En	 effet,	 à	
l’époque	actuelle,	c’est	bien	plutôt	 la	 lutte	contre	le	chômage	
que	 celle	 contre	 le	 désoeuvrement	 qui	 représente	 une	 tâche	











55	 S.	 dazu	 die	 Nachweise	 in	 FN  50	 sowie	 die	 aus	Anlass	 der	
HTÜ-Ratifikation	 erfolgte	 Motion	 von	 Marc	 Frédéric	 Sutter	
v.	8.5.2003,	abrufbar	unter	http://www.parlament.ch/D/Suche/
Seiten/geschaefte.aspx?gesch_id=20033233.
56	 Vgl.	 hierzu	 nur	 Mächler-Erne/Wolf-Mettier	 (FN  46),	
Art. 18	N 10,	14	m.w.N.
Bedeutung in internationaler Dimension»57	attestieren,	was	
die	Einstufung	als	Eingriffsnorm	voraussetzen	würde.	Möch-
te	man	insoweit	etwas	anderes	vertreten,	so	erlaubt	Art. 16	








e. Die Verneinung des Eingriffsnorm- 
Charakters durch das Bundesgericht
Angesichts	 der	 sehr	 kritischen	 Position,	 die	 Literatur	 und	




vom	17.	November	 200958	 befand	 das	Bundesgericht	 über	
die	Anerkennung	 einer	 liechtensteinischen	 Stiftung,	 deren	
Ausgestaltung	 gegen	Art.  335	Abs.  2	ZGB	verstösst.	Aus-
führlich	und	mit	klaren	Worten	hält	das	Gericht	dabei	fest,	










zuwiderläuft,	 keine	 die	Anerkennung	 hindernde	 Eingriffs-
norm	darstellen	kann.	Denn	das	Bundesgericht	geht	(auch)	
im	vorliegenden	Entscheid	 davon	 aus,	 dass	 eine	Familien-
stiftung,	 die	 sich	 nicht	 an	 die	 Zweckbeschränkungen	 des	
Art.  335	Abs.  1	 ZGB	 hält,	 unter	 das	Verbot	 des	Art.  335	
Abs. 2	ZGB	fällt.61	 Ist	nun	Art. 335	Abs. 2	ZGB	keine	 loi	
d’application	 immédiate,	 so	verhindert	er	mithin	die	Aner-
kennung	 von	 ausländischen	 Instituten	 nicht,	 die	 Art.  335	
Angesichts	 der	 heutigen	 Mobilität	 von	Vermögen	 und	
rechtlichen	Gestaltungsformen	drängt	Art. 335	ZGB	die	Ge-





Die	 Dringlichkeit	 ebendieser	 Anliegen	 ist	 zweifelhaft,	
erscheinen	doch	der	Bestand	des	Staates,	 der	 gesellschaft-




Vermögen	 aufgestachelt	 würde	 und	 auf	 breiter	 Front	 ver-
weichlichender	Müssiggang	Einzug	hielte.53	Demgegenüber	
bildet	die	empfindliche	Einschränkung	der	privatautonomen,	



































also	 etwa	 ein	 Erblasser	 zunächst	 seinen	 Sohn	 als	 Vorerben,	
dann	seinen	Enkel	als	Nacherben	und	dann	einen	trust	als wei-
teren Nacherben	 testamentarisch	 bedenken,	 so	wäre	Art.  488	
ZGB	ohne	Weiteres	einschlägig.
64	 Die	Frage	wird –	soweit	ersichtlich –	auch	noch	nicht	einge-
hend	 diskutiert,	 weil	 sich	 die	 Aufmerksamkeit	 bisher	 auf	
62	 Gegen	die	Einordnung	als	ordre public	beziehungsweise	Ein-
griffsnorm	 etwa	 auch	 Gutzwiller	 (FN  12),	 11;	 Wilson	
(FN 13),	130 f.;	Justin	Thorens,	L’article	335	CCS	et	le	Trust	
de	 common	 law,	 in:	 Pierre-Henri	 Bolle	 (Hrsg.),	 Mélanges	
en	 l’honneur	 de	 Henri-Robert	 Schüpbach,	 Basel	 2000,	 166;	
Thévenoz	(FN 6),	68 ff.	m.w.N.;	Künzle	(FN 50),	Kommen-
tar,	Einleitung	N 51;	auch	von	Burg	(FN 23),	497,	betont	die	
Unverträglichkeit	 einer	 Einbruchswirkung	 des	Art.  335	 ZGB	
mit	 der	Ratifikation	des	HTÜ	und	verweist	 dabei	 auf	das	 in-
teressante	 Beispiel	 der	 maltesischen	 Rechtsordnung,	 welche	





Für	 einen	 engen	 Ausnahmebereich	 plädieren	 auch	 Thomas	







er	 ihn	 selbst	 errichtet	 hat	 und	 die	Normzwecke	 des	Art.  335	
ZGB	 auf	 ihn	 selbst	weniger	 zutreffen	 dürften.	Die	Botschaft	
aus	denen	heraus	eine	Beschränkung	des	trust-Instituts	und	
-Statuts	 erforderlich	 erscheint,	müssen	 auf	 anderen	Wegen	
durchgesetzt	werden.




eine	Reihe	 von	beneficiaries	 in	 der	Weise	 eingesetzt	wird,	
dass	 jeweils	mit	 dem	Tode	 des	 aktuellen	Begünstigten	 die	
Begünstigtenstellung	auf	den	nächsten	aus	der	Reihe	über-
gehen	soll.	Denkbar	erscheint	auch,	dass	der	trust(ee)	selbst	




einander geschalteten Begünstigungen der beneficiaries	ein	
Ergebnis	zeitigen,	welches	einer	mehrfachen Nachverfügung 























anderes	 gelten,	 weil	 die	 letztgenannte	 Vorschrift	 weithin	
gleich	interpretiert	wird	wie	Art. 18	IPRG,	dabei	aber –	er-
sichtlich	aus	dem	Wortlaut	«offensichtlich	unvereinbar/ma-
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68	 Der	 gleiche	 Schluss	 liesse	 sich	 daraus	 ziehen,	 dass	Art.  488	
ZGB	 nach	 herrschender	 Interpretation	 eine	 Nachlassbindung	
durch	den	Erblasser	über	sehr	lange	Zeiträume	gestattet.
























Besteuerung	 der	 liechtensteinischen	 Familienstiftung  –	 dar-















derung	 «ewiger»	Vermögensbindung	Art.  335	 und	 488	 ZGB	






bedenken;	 die	Verhinderung	 derartiger	 Gestaltungen	 kann	
also	schwerlich	ein	in	allen	Fällen	durchzusetzendes,	grund-
legendes	 Allgemeininteresse	 der	 schweizerischen	 Rechts-
ordnung	begründen.68
bb. Die Anwendung als Bestandteil des 




Schweizer	 Recht	 gebildet,	 so	 bedürfte	Art.  488	 ZGB	 der	
Art. 15	f.	HTÜ	nicht	mehr,	um	innerhalb	des	Erbstatutes	An-
wendung	finden	zu	können.
b. Die grundsätzliche Zulässigkeit des trust 
auch bei Anwendung von Art. 488 ZGB
Allein:	Selbst	wenn	man	Art. 488	ZGB	über	Art.	15	f.	HTÜ	
oder	 innerhalb	 eines	 auch	 für	 den	 Bestand	 des	 trust	 gel-
tenden	Erbstatuts	zur	Anwendung	bringen	wollte,	dürfte	die	
Norm	 der	 Zulässigkeit	 einschlägiger	 trust-Konstruktionen	
grundsätzlich	nicht	entgegenstehen.
Besteht	 im	 jeweiligen	 trust-Statut	 eine	 sogenannte	 rule 
against perpetuities,	welche	die	zulässige	Dauer	eines	trust	
effektiv	 beschränkt,69	 so	 wird	 sich	 die	 Vereinbarkeit	 mit	
Art. 488	ZGB	in	der	Regel	schon	daraus	ergeben,	dass	der	
Normzweck	 der	Vorschrift	 vom	 trust-Statut	 selbst	 gewahrt	
wird.70	Denn	selbst	wenn	der	trust	so	ausgestaltet	ist,	dass	er	







einen	 Einbruchsnorm-Charakter	 des	 Art.  488	 ZGB	 spre-






















stiftung  –	 so	 ausgestaltet	werden	 können,	 dass	 sie	 (wenn-
gleich	in	den	Bindungen	des	Art. 335	Abs. 1	ZGB)	eine	fest-
gelegte	Abfolge	von	Destinatären	nach	Art	von	Nacherben	
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75	 Edgar	 Schürmann,	 in:	 Daniel	Abt/Thomas	Weibel	 (Hrsg.),	
Praxiskommentar	Erbrecht,	Basel	2007,	Art. 488	N 11	m.w.N.






















Bessenich,	 in:	 Heinrich	 Honsell/Nedim	 Peter	 Vogt/Thomas	





















Nacherbeneinsetzung	 hinsichtlich	 der	 Einsetzung	 des	Vor-	
und	des	ersten	Nacherben	gültig.75	Und	auch	wichtige	trust-
Statute	reagieren	auf	unzulässige	trust-Gestaltungen –	etwa	





gemäss durchzuführen, soweit es als noch mit Art. 488 ZGB 
vereinbar	angesehen	werden	kann.	Wie	diese	Durchführung	
im	Detail	zu	gestalten	 ist,	beurteilt	sich –	unter	Beachtung	
der	 aus	Art.  488	ZGB	abzuleitenden	Grenzen –	 nach	dem	
trust-Statut.77
5. trust und Pflichtteilsrechte
a. Problemstellung
Das	Pflichtteilsrecht	sichert	dem	Ehegatten	beziehungswei-
se	 Lebenspartner	 und	 den	Verwandten	 des	 Erblassers	 eine	
Mindestberechtigung	am	Nachlass	und	kann	sich	hierdurch	




nicht durch Art. 488 ZGB verhindert werden.	 Immer	 ist	 ja	
zu	bedenken,	dass	Art. 488	ZGB	selbst	gar	keine	zeitliche	
Schranke	 enthält	 und	 es	 als	 zulässig	 angesehen	 wird,	 den	
Eintritt	der	Nacherbfolge	weit	hinauszuschieben.72	Darf	der	
Erblasser	 aber	 nach	 schweizerischem	Recht	 eine	Vor-	 und	
Nacherbeneinsetzung	 treffen	 und	 den	 Auslieferungszeit-
punkt	weit	in	die	Zukunft	verlegen	oder	darf	er	über	lange	
Zeiträume	 hinweg	 Nacherben	 eine	 Nutzniessung	 an	 von	







































83	 Wolf/Jordi	 (FN  6),	 64;	 Martin	 Romann,	 Wie	 kann	 die	
















Selbst	 wenn	 man	 das	 trust-Statut	 für	 einschlägig	 hielte,	
um	 eine	 pflichtteilsverletzende	 Ausgestaltung	 des	 trust-
Vermögens	insoweit	zu	beurteilen,	so	wären	die	Schweizer	






Rücksicht	 auf	 den	 trust	 beziehungsweise	 den	 hinter	 ihm	
stehenden	Gestaltungswillen	des	settlor	genommen	werden	
kann.
aa. Die Herabsetzung einer Vermögens-
übertragung auf den trust(ee)
Wendet	 der	 settlor	 einem	 trust	 durch	 Rechtsgeschäft von 
Todes wegen	Vermögen	zu,	so	beurteilt	sich –	ohne	dass	hier	
näher	 auf	 diese	 Grundkonstellation	 eingegangen	 werden	
soll –	die	Herabsetzung	nach	Art. 522,	525	ZGB.	Sind	nur	
Pflichtteilsberechtigte	 beneficiaries	 des	 trust,	 so	mag	 auch	
der	Rechtsgedanke	des	Art. 523	ZGB	in	Betracht	kommen.
Aber	 auch	 in	 der	 Zuwendung	 an	 einen	 trust	 durch	
Rechtsgeschäft unter Lebenden	 kann	 eine	Verkürzung	 von	
Pflichtteilsrechten	 liegen.	 Das	 Schweizer	 Recht	 sieht	 für	
ähnliche	 Konstellationen82	 insbesondere	 die	 Herabsetzung	
















trust	und überträgt ihm Vermögen,	so	kann	auch	hierin	eine	











b. Die Geltung Schweizer Pflichtteilsrechts 
auch gegenüber einem auslandsrecht-
lichen trust
Erfolgt	 eine	Vermögensübertragung	 an	 einen	 trust,	welche	
Pflichtteilsrechte	 verletzt,	 so	 besteht	 ein	 breiter	 Konsens78	




Dieser	 Position	 ist	 beizupflichten:	 Der	 Bereich	 des	




übertragung  –	 gleich	 ob	 sie	 an	 einen	 trust	 oder	 an	 einen	
sonstigen	Adressaten	erfolgt –	Pflichtteilsrechte	verletzt	und	
daher	 mit	 den	 Mitteln	 des	 Pflichtteilsrechts	 grundsätzlich	
korrigiert	 werden	 kann.	 Wenn	 die	 Vermögensübertragung	
nach	der	Rechtsordnung,	welcher	das	trust-Statut	zu	entneh-
men	 ist,	 einer	Korrektur	gar	nicht	 zugänglich	wäre,	würde	
sich	hieran	nichts	ändern.	Denn	das	HTÜ	räumt	in	Art. 15	
Abs. 1	lit. c	dem	nationalen	Recht	insoweit	Vorrang	ein.
Überdies	 bilden	 Pflichtteilsrechte,	 jedenfalls	 wenn	 und	
soweit	 die	 Pflichtteilsberechtigung	 nicht	 mit	 einer	 äquiva-
lenten	 Begünstigtenstellung	 am	 trust	 zusammenfällt	 (dazu	
sogleich),	ein	prominentes	Beispiel	 für	berechtigte	Drittin-
teressen,	von	deren	Schutz	sich	auch	die	Implantierung	des	
trust	 in	 das	 Schweizer	 Rechtsgefüge	 leiten	 lassen	 sollte.80	




ff	 m.w.N.	 Zu	 derartigen	 Gestaltungen	 im	 liechtensteinischen	
Recht	 vgl.	 aber	 Dominique	 Jakob,	 Die	 Liechtensteinische	
Stiftung,	Schaan	2009,	Rn.	247 ff.
90	 Im	Stiftungsrecht	anderer	Rechtsordnungen	wird	dieser	Aspekt	
bereits	 eingehender	 diskutiert.	Auch	 für	 die	 trust-Gestaltung	
und	 im	 Hinblick	 auf	 das	 Schweizer	 Recht	 sollten	 die	 ent-
sprechenden	Risiken	aber	nicht	ausser	Acht	gelassen	werden.	
Vgl.	zur	Parallelproblematik	bei	der	Stiftung	Jakob	(FN 89),	
Rn.  243	m.w.N.;	 für	 das	 deutsche	 und	 österreichische	 Recht	
Dominique	 Jakob,	 Stifterrechte	 zwischen	 Privatautonomie	
und	Trennungsprinzip –	Möglichkeiten	und	Konsequenzen	der	
Einflussnahme	des	Stifters	auf	seine	Stiftung	unter	Berücksich-











86	 Ebenso	 etwa	 von	 Burg	 (FN  23),	 499;	 Nedim	 Peter	Vogt,	
in:	 Heinrich	 Honsell/Nedim	 Peter	 Vogt/Wolfgang	 Wiegand	
(Hrsg.),	 Basler	 Kommentar	 zum	 Schweizerischen	 Obliga-
tionenrecht,	OR	I	(Art. 1–529	OR),	4.	A.,	Basel	2006,	Art. 239	








88	 Ähnlich	 von	 Burg	 (FN  23),	 499;	 Benoît	 Chappuis,	
L’utilisation	de	véhicules	successoraux	dans	un	contexte	inter-
national	et	la	lésion	de	la	réserve	successorale:	considérations	















Denkbar	 erschiene	 schliesslich	 auch,	 dass	 es	 Relevanz	
für	den	Anlauf	der	5-Jahresfrist	erlangt,	wie	stark	die	Rechts-
stellung des settlor	 im	Hinblick	 auf	 den	 trust	 ausgestaltet	
ist.	Denn	ausserhalb	des	trust-Zusammenhangs	wird	für	die	






Die	 beschränkten	 Herabsetzungsgründe	 der	 Art.  82	
i.V.m.	Art.  527	ZGB	 eröffnen	 dem	 settlor	 einerseits	Mög-
lichkeiten zur Nachlassgestaltung,	weil	 er	bei	 rechtzeitiger	
Übertragung	von	Vermögen	auf	einen	nicht	widerruflich	aus-
gestalteten	 trust	 eine	Herabsetzungsklage	 vermeiden	 kann,	
sofern	nicht	Art. 527	Ziff. 1,	2	oder	4	ZGB	eingreifen.	An-
dererseits	muss	er	sich	bei	der	Entscheidung	über	die	Aus-
gestaltung	 seiner	 Rechtsstellung  –	 insbesondere	 bezüglich	
der	Widerruflichkeit	des	trust –	vorsehen,	weil	von	ihr	zwar	






















genüber	 Pflichtteilsberechtigten,	 die	 nicht	 zugleich	 benefi-
ciaries	sind,	als	weniger	schutzwürdig	erscheinen.87




trust	 als	 einseitiges	 Rechtsgeschäft	 ansieht.	 Eine	 Anwen-
dung	von	Art. 82	ZGB	bringt	den	Vorteil	mit	sich,	dass –	für	
die	Herabsetzung  –	 nicht	 zwischen	 verschiedenen	 Formen	

























92	 Vgl.	 nur	den	Überblick	bei	Daniel	Staehelin,	 in:	Heinrich	
Honsell/Nedim	 Peter	 Vogt/Thomas	 Geiser	 (Hrsg.),	 Basler	





95	 S.	 nur	Weimar	 (FN  19),	Vorbemerkung	 vor	Art.  470	 N  19;	
	Stephanie	 Hrubesch-Millauer,	 in:	 Daniel	 Abt/Thomas	








mit	 ihm	als	 trustee	 zu	 errichten.	Ein	 Interessenkonflikt	würde	
hierdurch  –	 vorbehaltlich	 besonderer	 Umstände  –	 jedenfalls	






Erlangt	 der	 Pflichtteilsberechtigte	 die	 beneficiary-Stel-
lung	bereits	zu Lebzeiten des Erblassers	(der	zugleich	settlor	
ist),	so	wird	man	Zuwendungen	aus	dem	trust,	die	zu	Lebzei-
ten	zugehen,	auf	den	Pflichtteil	anrechnen	können,	wenn	und	
soweit	sie	dem	Berechtigten	tatsächlich zur freien Verfügung	
zufliessen	 und	 einen	 inhaltlichen Bezug	 zur	 Pflichtteilsbe-
rechtigung	 aufweisen,	wie	 er	 sich	 etwa	 aus	 der	Zweckset-
zung	des	trust	ergeben	kann.97
Ist	der	Erblasser beziehungsweise settlor verstorben	und	
besteht	(gegebenenfalls:	trotz	teilweiser	Anrechnung	lebzei-
tiger	Zuwendungen)	ein	Pflichtteilsanspruch,	so	wird	es	auf	
die	Höhe, Sicherheit und Verfügbarkeit	der	mit	einer	bene-
ficiary-Stellung	verbundenen	Zuwendungen	ankommen.	An	





delt	es	 sich	nicht	um	einen	fixed	 interest	 trust	 sondern	um	
einen	discretionary	trust,	so	wird	der	Erhalt	genügender	Zu-
wendungen	 in	 aller	Regel	 nicht	 hinreichend	 gewiss	 sein.98	
Schränkt	der	trust –	etwa	durch	weit	reichende	Verwaltungs-






settlor	verlangen	müssen,	dass	ein	 inhaltlicher Konnex	 zur	
Pflichtteilsrechtsberechtigung	 besteht,	 der	 beneficiary	 die	
Zuwendungen	also	nicht	etwa	zusätzlich	zu	seinem	Pflicht-
teil	erhalten	soll.
Will	 der	 Erblasser	 beziehungsweise	 settlor	 die	 Gefahr	
einer	 Herabsetzung	 bannen,	 so	 wird	 man	 ihn	 wie	 im	 di-
rekten	Anwendungsbereich	des	Art. 82	ZGB	auf	einen	Erb-
bb. Die beneficiary-Stellung als Ausfüllung  
der Pflichtteilsberechtigung
Das	 Schweizer	 Pflichtteilsrecht	 besteht	 bekanntlich	 dem	
Grundsatz	 nach	 nicht	 nur	 in	 einem	 schuldrechtlichen	An-
spruch,	es	gibt	dem	Berechtigten	vielmehr	eine	echte	(Not-)
Erbenstellung,	 die	 im	 Umfang	 des	 Pflichtteils	 nicht	 be-
schränkt	werden	darf.	Indes	haben	Literatur	und	Rechtspre-
chung	im	Verlaufe	der	vergangenen	Jahrzehnte	die	strikten	
Anforderungen	 an	 die	 zu	 verleihende	Noterbenstellung	 et-











den	Wert seines Noterbteils verfügbar machen.	So	kann	eine	







berechtigten,	 eine	Mindestbeteiligung	 am	 Nachlass	 zu	 er-
halten,	nicht	deswegen	eines	geringeren	Schutzes,	weil	der	
Erblasser	 auslandsrechtliche	 Gestaltungen	 wählt.	 Die	 Ein-
setzung	zum	beneficiary	kann	daher	nur	dann	dem	Pflicht-
teilsanspruch	 genügen,	 wenn	 sie	 denjenigen	Gestaltungen 
gleich steht,	die	innerhalb des Schweizer Rechts als Zuwen-










kiewicz/Kurt	 Siehr/Frank	 Vischer/Paul	 Volken	 (Hrsg.),	 Zür-

























teil des Schweizer ordre public	 ansieht	 und	mithin	 ein	Er-
gebnis	 der	Anwendung	 ausländischen	 Rechts,	 wonach	 ein	
Pflichtteilsberechtigter	zugunsten	eines	trust-Vermögens	leer	




III. Grundstücke als Objekte des  
trust-Vermögens
Grundstücke	 können	 in	 der	 Vermögenszusammensetzung	
und	damit	auch	 in	der	Nachlassplanung	des	settlor	grosses	
Gewicht	haben.	Soll	der	trust	als	Mittel	genutzt	werden,	um	
eine	 Nachlassgestaltung	 im	 Hinblick	 auf	 Grundstücke	 zu	
treffen,	 so	 sind	 im	Vergleich	 zu	 beweglichen	Vermögens-
werten	einige	Besonderheiten	zu	beachten,	die	vor	allem	mit	
der	 Bindung	 immobiliarsachenrechtlicher	 Rechtsvorgänge	





Schweiz	belegen	 sind,	und	nur	 auf	 solche,	die	unmittelbar	
zum	 trust-Vermögen	gehören,	 sich	 also	 insbesondere	nicht	
im	Vermögen	einer	sogenannten	underlying	company	befin-
den.105
verzichtsvertrag	 mit	 den	 Pflichtteilsberechtigten	 in	 Anse-
hung	der	Pflichtteilsrechte	verweisen	können.	Erscheint	die	
beneficiary-Stellung	 nach	 Umfang	 und	Ausgestaltung	 den	
Pflichtteilsberechtigten	 hinreichend	 attraktiv,	 so	 wird	 sich	
über	einen	Erbverzichtsvertrag	vielfach	ein	Konsens	erzielen	
lassen.
cc. Folgen einer Herabsetzung für den trust
Verliert	ein	trust	infolge	einer	Herabsetzungsklage	einen	Teil	
seines	Vermögens,100	so	führt	dies	nicht generell zu seinem 
Untergang.	Der	trust	kann	aber	untergehen,	wenn	ihm	nach	
der	Herabsetzung	gar	kein	Vermögen	mehr	verbleibt	und	das	
trust-Statut	 das	 Bestehen	 irgendeines	 trust-Vermögens	 zur	






Die	 letztgenannten	 Fragen	 sind	 entgegen	 gewichtiger	
anderslautender	Stimmen102	nach	dem	Recht	zu	beurteilen,	
welches	 das	 trust-Statut	 bildet.	 Denn	 ihm	 unterliegen	 die	
Entstehungsvoraussetzungen	 des	 trust,	 zu	 denen	 auch	 der	
Errichtungswille	des	Stifters	gehört,	zumal	Art. 8	HTÜ	die	
Auslegung, die Gültigkeit und die Beendigung	des	trust	aus-






ungültig	 geworden	 ist,	 wohl	 aber	 der	 veränderten	Vermö-
gensausstattung	 angepasst	 werden	 muss.	 Insbesondere	 für	
den	Richter	ist	hierbei	auch	die	Wertung	des	Art. 15	Abs. 2	
HTÜ	zu	beachten.








um	 in	 das	Vermögen	 eines	 trust	 einzugreifen,	 so	 bestünde	
Der t rust  in  der  Schweizer  Nachlassp lanung und Vermögensgesta l tung
AJP/PJA 7/2010
871
108	 Vgl.	 zum	 Ganzen	 Gutzwiller	 (FN  12),	 97	 f	 m.w.N.;	 von	
Overbeck	(FN 29),	Rn.	118  ff.	 Interessant	 ist	 auch	die	Stel-
lungnahme	von	Hayton	aus	der	Sicht	des	Angehörigen	einer	




stee	 die	Wahl,	 ob	 er	 die	 Zugehörigkeit	 zum	 trust-Vermögen	
offenlegen	will	(wohl:	soweit	für	das	Register	überhaupt	zuläs-
sig),	Hayton	(FN 30),	276 f.







diesen	 Rechtsaspekten	 gehören	 insbesondere	 die	 formgül-
tige	 Schaffung	 eines	Rechtsgrundes	 sowie	 die	Anmeldung	




dinglichen	 Übertragungsvorganges	 abzielen;	 zum	 anderen	
aus	dem	Anliegen,	den	Übertragungsvorgang	nicht	unnötig	
aufzuspalten;	schliesslich	auch	aus	der	Wertung	der	Art. 99	
i.V.m.	 119	 IPRG,	 die	 die	Anwendbarkeit	 schweizerischen	
Rechts	auf	Schweizer	Grundstücke	sicherstellen	wollen.
Art. 11 Abs. 3 lit. d HTÜ	schreibt	das	sogenannte	Spur-
folgerecht	(tracing/droit	de	suite)	fest,	also	das	Recht,	trust-
Gut	herauszuverlangen,	welches	der	trustee	unter	Verletzung	
seiner	 Pflichten	 veräussert	 oder	 mit	 eigenem	 Vermögen	





ser	 Eigenschaft	 oder	 unter	 anderweitiger	 Offenlegung	 des	






Recht	nicht	 im	Grundsatz	unvereinbar	 ist,	 die	Möglichkeit	




b. Bestimmungen des IPRG
Aus	dem	IPRG	sind	vor	allem	zwei	Bestimmungen	relevant,	
nämlich	Art. 99	Abs. 1	IPRG	und	Art. 149d	IPRG.
Art.  99 Abs.  1 IPRG	 erklärt	 für	 dingliche	 Rechte	 an	
Grundstücken	die	 lex	 rei	 sitae	 als	massgeblich.	Auf	 in	der	






wichtigsten	 dieser	 Normaussagen	 sollen	 hier	 	vorangestellt	
werden,	um	das	Verständnis	der	weiteren	Ausführungen	zu	
erleichtern.106
a. Bestimmungen des HTÜ
Art. 4 HTÜ	besagt,	dass	Vorfragen	hinsichtlich	der	Gültig-
keit	 von	 vermögensübertragenden	 Rechtsgeschäften	 (auch	
Testamenten)	 nicht	 dem	Anwendungsbereich	 des	Überein-







klar.	 Insbesondere	 lassen	 die	 Begriffe	 «Vorfragen»	 (preli-




nicht	 recht	 erklärlich,	warum	eine	Vorschrift	 des	HTÜ	die	








pretieren	 haben,	 eine	flexible Kompromisslösung	 zu	finden	
für	 das	 Zusammenspiel	 der	 vielen	 potentiell	 involvierten	
Rechtsordnungen	sowie	für	die	Veränderungen,	welche	die	



















113	 Verordnung	 betreffend	 das	 Grundbuch	 vom	 22.2.1910,	 SR	
211.432.1.
114	 Mit	der	zum	1.1.2012	geplanten	Totalrevision	der	Grundbuch-










110	 Zur	 Begrifflichkeit	 in	 diesem	 Bereich	 etwa	 Kropholler	
(FN 46),	18 ff.	mit	umfangreichen	w.N.
mit	 öffentlich-rechtlichem	 Bezug	 habe,	 die	 seine	 Einstu-
fung	als	loi	d’application	immédiate	rechtfertigen	würde.111	
Immerhin	 bilden	 aber	 die	 berechtigten	Drittinteressen	 von	







c. Bestimmungen der Verordnung betreffend 
das Grundbuch und der Wegleitung zur 
grundbuchlichen Behandlung von trust-
Geschäften
Auch	Grundbucheintragungen,	 die	 im	Zusammenhang	mit	
trusts	 stehen,	 unterliegen	 den	 Bestimmungen	 der	 Grund-
buchverordnung	 (GBV),113	 welche	 als	Ausführungsverord-
nung	 zum	 ZGB	 die	 Einzelheiten	 der	 Grundbuchführung	
regelt.	 In	 der	 Grundbuchverordnung,	 insbesondere	 deren	
Art. 15 f.,	18,	31	und	78 ff.	 ist	 indes	noch114	keine Vorsor-


















und	 korrespondiert	 dadurch	 mit	 Art.  12	 HTÜ.	 Art.  149d	
Abs.  3	 IPRG	erklärt,	 dass	 das	 nicht	 angemerkte	 trust-Ver-
hältnis	gutgläubigen	Dritten	nicht	entgegengehalten	werden	
kann	und	gestaltet	damit	Art. 11	Abs. 3	lit. d	HTÜ	aus.










hervorruft,	 sich	 also	 insbesondere	 innerhalb	 des	 durch	
Art. 99	 IPRG	berufenen	Schweizer	Sachstatuts	auf	Fragen	
des	gutgläubigen	Erwerbs	auswirkt.










den	 gutgläubigen	 Erwerber	 geben,	 stünde	 dem	Art.  149d	
Abs. 3	IPRG	entgegen	und	beschränkte	damit	die	Reichwei-
te	des	Deliktsstatuts.
Die	 Vereinbarkeit	 der	 soeben	 beschriebenen	 Wirkung	
des	Art. 149d	Abs. 3	IPRG	mit	dem	(insoweit	vorrangigen)	
HTÜ	 lässt	 sich	nicht	auf	Art. 11	Abs. 3	 lit. d	Satz	2	HTÜ	








zer	Rechts,	so	bleibt Raum für Art. 149d Abs. 3 IPRG noch 
über Art.  16	 oder	 18	 HTÜ	 beziehungsweise	Art.  17	 oder	
18	 IPRG.	Zumindest	die	Gesichtspunkte	der	Rechtssicher-
heit	 und	 der	Gleichheit	 in	 der	Anwendung	 sprechen	 dabei	
für	Art.  16	 HTÜ	 beziehungsweise	Art.  18	 IPRG	 als	 nor-
mative	Basis.	Freilich	ist	nicht	ganz	zu	Unrecht	bezweifelt	
worden,	 ob	 Art.  149d	 IPRG	 eine	 Fundamentalbedeutung	









122	 S.	 etwa	Wolf/Jordi	 (FN 6),	 69  ff.;	Thévenoz	 (FN 6),	 129;	
Gutzwiller	 (FN  12),	 48  f.;	 Denis	 Piotet,	 Quelques	 que-
stions	de	droit	privé	suisse	sur	le	Trust	sous	l’empire	de	la	Con-
vention	de	la	Haye	du	1er	juillet	1985,	not@lex	2008,	19.









Sofern	 der	 trust	 durch	 Rechtsgeschäft	 unter	 Lebenden	
errichtet	wird,	 soll	 der	 settlor	 die	 notarielle Feststellungs-





stück	dem	 trust-Vermögen	gewidmet	 ist.	Eine	Urkunde,	 in	
welcher	 der	 Widmungsakt	 verkörpert	 ist,	 muss	 hingegen	
nicht	beigelegt	werden.
Erfolgt	die	trust-Errichtung	durch	Verfügung	von	Todes	
wegen,	 so	 ist	 (nur)	 das	 ausländische	 Erbfolgezeugnis	 als	
Rechtsgrundausweis	 vorzulegen,	 wenn	 sich	 aus	 ihm	 auch	
der	 Übergang	 des	 Grundstücks	 auf	 den	 trustee	 ergibt.	 Ob	






der	Wegleitung	 des	 Bundesamts	 für	 Justiz	 «Ausländische	
Erbfolgezeugnisse	als	Ausweis	für	Eintragungen	im	schwei-
zerischen	Grundbuch»121	aufgeführt	sind.
c. Grundstücksübertragung bei Errichtung 
eines trust durch Rechtsgeschäft unter 
Lebenden
In	 der	 Literatur	 sind	 die	 soeben	 skizzierten	Ausführungen	
der	Wegleitung	insofern	auf	Kritik	gestossen,	als	sie	bei	Er-
richtung des trust durch Rechtsgeschäft unter Lebenden	den	





aa. Die Vermögenswidmung als schuldrecht-
liches Grundgeschäft
Zunächst	 ist	 festzuhalten,	 dass	 nach	 schweizerischem	
Rechtsverständnis	der	Erwerbsgrund	durch	ein	schuldrecht-
das	bäuerliche	Bodenrecht	(BGBB)117	Anwendung.118	Beide	
Gesetze	 können	Auswirkungen	 zeitigen,	 auf	 die	 an	 dieser	
Stelle	aber	nicht	näher	eingegangen	werden	kann.
2. Die Übertragung von in der Schweiz 








Verpflichtungsgeschäfts	 als	 Erwerbsgrund	 und	 eines	 Er-
werbsaktes,	der	aus	der	Eintragung	im	Grundbuch	aufgrund	
der	 Veranlassung	 durch	 eine	 Anmeldung	 (die	 das	 Verfü-
gungsgeschäft	über	das	Grundstück	darstellt)	besteht.	Da	in	
solchen	Fällen	das	absolute Eintragungsprinzip	des	Art. 656	
Abs.  1	 ZGB	 gilt,	 kommt	 der	 Eintragung	 konstitutive	 Be-
deutung	 für	 den	Eigentumserwerb	 zu.	Das	Verpflichtungs-
geschäft	 bedarf	 nach	Art.  657	Abs.  1	 ZGB	 (aus	 Sicht	 des	
Obligationenrechts	bekräftigt	 in	Art. 216	und	243	OR)	der	
öffentlichen	Beurkundung.	Art. 965	ZGB	verlangt	als	grund-
buchrechtliche	 Eintragungsvoraussetzung	 einen	 doppelten	
Ausweis,	nämlich	über	das	Verfügungsrecht	des	Anmelden-
den	und	über	den	formgültig	errichteten	Rechtsgrund.
Beruht	 der	 Eigentumserwerb,	wie	 etwa	 beim	Erbgang,	




Handelt	 es	 sich	 nun	 um	die	Übertragung	 eines	Grund-
stücks	 in	ein	 trust-Vermögen,	so	 ist	 fraglich,	worin	bei	der	
rechtsgeschäftlichen	Übertragung	das	Verpflichtungsgeschäft	
als	Erwerbsgrund	zu	erblicken	ist;	ob	und	wie	die	Form des 
Art. 657 Abs. 1 ZGB	zu	wahren	ist;	wer	die	Anmeldung beim 
Grundbuchamt	zu	erklären	hat;	und	welche	Dokumente	da-
bei	vorzulegen	sind.
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130	 So	 interpretiert	etwa	auch	Guillaume	(FN 22),	10  ff.,	 einen	





Suisse,	 129;	 Jürg	 Schmid,	 Rezension	 zum	Bundesbeschluss	
über	 die	Genehmigung	 und	Umsetzung	 des	Haager	Überein-
kommens	über	das	auf	trusts	anzuwendende	Recht	und	über	ihre	
Anerkennung	sowie	zum	Übereinkommen	über	das	auf	 trusts	
anzuwendende	Recht	 und	 über	 ihre	Anerkennung,	 Schweize-






tungsaspekt»	 der	Widmung	 von	 ihrem	 «Übertragungsaspekt»	
zu	unterscheiden.	Denn	träfe	man	diese	Unterscheidung	nicht	
und	hielte	doch	an	der	herrschenden	Interpretation	des	Art. 4	
HTÜ	 fest,	 so	 unterfiele	 ja	 ein	 zentraler	Teil	 des	 trust-Errich-
tungsaktes	gar	nicht	der	Konvention	und	womöglich	gar	nicht	
dem	trust-Statut –	dies	wäre	ein	sehr	erstaunliches	Ergebnis.
123	 S.	 statt	 aller	 Pius	 Fisch,	 in:	 Heinrich	 Honsell/Nedim	 Peter	
Vogt/Anton	K.	Schnyder/Stephen	V.	Berti	(Hrsg.),	Basler	Kom-



















auch	 am	 Beispiel	 einer	 nachträglichen	Vermögensübertra-
gung	auf	den	trust	zeigen,	welche	ebenfalls	aufgrund	einer	




tungsgeschäft	 für	 den	 trust	 lassen	 sich	 also	drei Geschäfte	
identifizieren,	 deren	 es	 für	 die	Grundstücksübertragung	 an	
einen	zuvor	noch	nicht	bestehenden	trust	bedarf.	Nun	stellt	









bb. Die Bestimmung des Geschäftsstatuts nach 
nationalem Kollisionsrecht










liches	 Geschäft	 konstituiert	 wird,	 welches	 kollisionsrecht-
lich	eigenständig anzuknüpfen	 ist.123	Das	 auf	die	dingliche	




stücks	 zum	 trust-Vermögen	 das	 schuldrechtliche	Grundge-
schäft,	also	der	Akt,	 in	dem	der	 settlor	bestimmt,	dass	das	
Grundstück	 Bestandteil	 des	 trust-Vermögens	 werden	 und	











ze	Vermögensmasse	 des	 trust	 bilden	wird	 und	 daher	 seine	
Widmung	 eine	 notwendige	 Voraussetzung	 der	 trust-Er-
richtung	 erfüllt,129	 sollte	 der	Errichtungsakt des trust vom 
«Vermögenswidmungsakt» gedanklich geschieden	 werden.	
Denn	obgleich	in	solchen	Fällen	die	Errichtung	nicht	ohne	
die	Vermögenswidmung	Erfolg	haben	kann	und	die	beiden	
Geschäfte	 daher	 untrennbar	 zusammenhängen,	 womöglich	
auch	nur	als	zwei	Seiten	eines	Geschäftes	zu	deuten	sind,	ist	
es	doch	nicht	zwingend	erforderlich,	dass	beide	demselben	
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aus	 seiner	 trusteestellung	 lösen	 (beziehungsweise	 eine	 solche	
gar	nicht	eingehen).	Hingegen	kann	der	 trustee	nicht –	durch	
Verweigerung	 der	Annahme	 eines	 «Vermögenswidmungsver-



















Modern	Law	of	Real	Property,	 15.	A.,	Oxford	1994,	 774  ff.;	
Böckli	(FN 50),	710,	717 f.
138	 Dies	gilt	zumal,	weil	der	Vertragsbegriff	des	Civil	Law	deutlich	






















Besonderheiten	 in	 der	 Form	 und	 im	 Eintragungsverfahren	
lassen	auch	bei	der	Übertragung	auf	einen	trust(ee)	die	Gel-
tung	einer	einheitlichen	Rechtsordnung	für	die	schuldrecht-
liche	 und	 die	 dingliche	 Seite	 des	 Übertragungsvorganges	
wünschenswert	 erscheinen.	 Schliesslich	 liesse	 sich	 für	
schweizerische	Grundstücke	die	Anwendung	einer	anderen	
Kollisionsregel	und	eines	daraus	folgenden	anderen	Statutes	

















Teile	 der	 Literatur134	 auf	 den	 Standpunkt,	 die	Vermögens-
widmung	an	den	 trust	sei –	ebenso	wie	die	Errichtung	des	
trust  –	 kein	Vertrag	 zwischen	 settlor	 und	 trustee,	 sondern	
ein	einseitiges Rechtsgeschäft.	Für	diese	Einordnung	spricht	
auch	 aus	 unserer	 Sicht	 ein	 Blick	 auf	 die	 nicht	 unähnliche	
Vermögensübertragung	 an	 eine	 zu	 gründende	Stiftung,	 die	
gleichfalls	 als	 einseitiges	Rechtsgeschäft	 (sui	 generis)	 ein-
geordnet	 wird.135	 Zudem	 dürfte	 diese	 Interpretation	 näher	




Form	 des	 «deed»	 beurkundete	Übertragungserklärung	 und	
bei	–	registrierten –	Grundstücksrechten	die	Eintragung	des	
Rechtsübergangs,136	 so	 wird	 man	 den	 deed	mit	 dem	Wid-
mungsakt	 im	 hier	 diskutierten	 Sinne	 vergleichen	 können.	
Der	deed	 ist	aber	kein	«contract»	 im	Sinne	des	englischen	











solche	Mängel	 sich	 auf	 den	 wirksamen	 Bestand	 des	 trust	











147	 Trusts	werden	oft	 sogar	 nur	 unter	Übertragung	 eines	 symbo-
lischen	Mindestbetrages	errichtet,	während	das	eigentliche	Ver-
143	 Vgl.	zur	Vermögensübertragung	an	eine	Stiftung	nur	Harold	






einen	 dem	 tragenden	Motiv	 bei	 der	 Ratifikation	 des	HTÜ,	
nämlich	 den	 trust	 weitgehend	 als	 eigenständiges	 Institut	




dd. «Auslagerung» des Widmungsaktes in ein 
Geschäft neben dem Errichtungsakt
Wie	bereits	ausgeführt	kann	dem	Widmungsakt	neben	seiner	
Funktion	für	die	Übertragung	des	Vermögensbestandteils	ins	






lichen,	 den	Widmungsakt (bezüglich des Grundstücks) in 
ein Geschäft neben dem Errichtungsakt für den trust auszu-
lagern.144	Eine	Doppelung	von	«Übertragungsakten»	ist	 je-
denfalls	dann	nicht	zu	befürchten,	wenn	der	Errichtungsakt	
des	 trust	 nicht	 den	Schweizer	 Formerfordernissen	 für	 eine	
Grundstücksübertragung	(dazu	sogleich)	entspricht,	weil	er	
dann	insoweit	keine	Rechtswirkungen	entfalten	kann.145	Die	
Trennung	 von	 Errichtungs-	 und	 Grundstückswidmungsakt	







derartigen	 Konstruktion	 jedenfalls	 dann	 keine Bedenken	
entgegenstehen,	wenn	 im	Errichtungsakt	 noch	 andere	Ver-
mögensgegenstände	als	das	Grundstück	auf	den	trust	über-
tragen	werden.	Denn	dann	 ist	die	 für	eine	 trust-Errichtung	
notwendige	Übertragung	irgendwelcher	bestimmter	Vermö-
genswerte	 (certainty	of	 subject)146	gewahrt	und	die	Grund-
stücksübertragung	 stellt	 als	 nachträgliche	Aufstockung	des	
trust-Vermögens	 ein	 dem	 trust-Recht	 keineswegs	 fremdes	






nach	 Schweizer	 Recht	 zwingend	 vorschreibt.	 Hinsichtlich	
des	auf	den	Widmungsakt	anwendbaren	Rechts	lässt	nämlich	














schiedliche	 Behandlung	 von	 Grundstücksübertragungen	
danach	denkbar,	ob	das	auf	den	empfangenden	 trust	 anzu-










weil	 er	 damit	 sein	 Geschäft	 grösserer	 Rechtsunsicherheit	
und	höheren	Transaktionskosten	aussetzen	würde.
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148	 Vom	Vollzug	 der	Übertragung	 kann	 auch	 die	Entstehung	 des	
trust	 abhängen,	 so	 dass	 selbst	 dann	 zumeist	 kein	 Fremdkör-
per	 in	das	 trust-Statut	hineingetragen	wird,	wenn	das	Grund-













































steht,	 bedarf	 es	 der	Vorlage	 des	 eigentlichen	 trust-Errich-
tungsaktes	mithin	nicht.	Sofern	aber	der	Widmungsakt	einen	
Bestandteil des	trust-Instruments	bildet,	ist	das	trust-Instru-







Trust,	weil	 es	 einerseits	 eine	notarielle Urkunde	 über	 den	
gensgegenstand	oder	gemeinsam	mit	anderen	schon	in	den	





durch	 zusätzliche	 Rechtshandlungen	 wirksam	 übertragen	
werden	müssen.148	 Freilich	 ist	 im	 konkreten	Einzelfall	 das	
jeweilige	trust-Statut	zu	befragen,	ob	es	neben	oder	anstelle	
des	Widmungsaktes	im	trust-Instrument	noch	einen	zusätz-











die	 wesentlichen	 Elemente	 der	 Grundstücksübertragung149	
enthält.	Hierbei	wird	man	Art. 657 Abs. 1 ZGB	 auch	dann	







der	 Schweiz	 rechnet,153	 sollten	 Beurkundungen,	 die	 nicht	
von	 einer	 schweizerischen	 Urkundsperson	 vorgenommen	
wurden,	 das	 Formerfordernis	wahren	 können,154	 sofern	 sie	




163	 Gutzwiller	 (FN  12),	 48;	 Schmid	 (FN  131),	 HTÜ,	 317;	
Wolf/Jordi	(FN 6),	71.










gefertigten	 Rechtsgutachtens	 für	 möglich;	 die	 von	 Wilson	
erwogene	 Verantwortlichkeit	 von	 Grundbuchbehörden	 als	
constructive	co-trustees	im	Falle	der	Vorlage	aller	trust-Unter-
lagen	 erscheint	 indes	 zumindest	 gegenwärtig	 als	 bedenkliche	
Überforderung.
160	 Nicht	erörtert	werden	kann	hier	die	Frage,	wann	ein	 trust	als	
«von	Todes	wegen»	 oder	 «unter	 Lebenden»	 einzuordnen	 ist,	
obgleich	diese	nicht	immer	leicht	zu	ziehende	Unterscheidung	
gerade	wegen	 der	 hier	 angesprochenen	 strittigen	 Fragen	 von	
grossem	praktischen	Interesse	ist.
161	 Wegleitung	Trust	(FN 9),	3.





aa. Die Vermögensübertragung als Gegenstand 





Die	 Vermögensübertragung	 als	 solche	 unterliegt	 hin-
gegen,	wenn	 sie	 von	Todes	wegen	 erfolgt,	 dem	Schweizer 
Recht als Erbstatut.163	Mithin	muss	 sie	 auch	 in	 eine	 nach 







ation, wie bei der trust-Errichtung unter Lebenden:	Der	Er-
richtungsakt	unterliegt	dem	trust-Statut,	der	Übertragungsakt	





bb. Die wirksame Verfügung von Todes wegen 
als Erwerbstatbestand
(1)	 Die	Erbfähigkeit	des	trustee
Auf	 den	 ersten	 Blick	 könnte	 die	 Vermögensübertragung	
schon	 an	 der	mangelnden	Erbfähigkeit	 des	 trust	 scheitern,	
der	keine	juristische	Person	des	Schweizer	Rechts	ist.	Jedoch	
ist  –	 worauf	 einleitend	 bereits	 hingewiesen	 wurde  –	 nach	
der	grundlegenden	Struktur	eines	trust	nicht	dieser	selbst	als	
rechtsfähiges	Zuordnungssubjekt	 des	 trust-Vermögens	 vor-
gesehen,	sondern	der	trustee.	Dieser	hält	das	im	trust	gebun-
dene	Vermögen	in	eigener	Person,	so	dass	seine	Erbfähigkeit	
(als	 natürliche	 oder	 juristische	Person)	 genügt.	 Im	Gegen-
satz	zur	Erbstiftung	bedarf	es	daher	für	den	trust	auch	keiner	
Norm	im	Sinne	des	Art. 493	ZGB,	die	zulassen	müsste,	dass	




des	 trust	 und	 der	 (wirksamen)	Einsetzung	 des	 trustee	 ver-
zichtet.	Aus	Sicht	der	Verfasser159	sollte	dieser	Widerspruch	
Anlass	 geben,	 die	Wegleitung	 zu	 überdenken	 und	 gegebe-
nenfalls	zu	korrigieren.
Denn	 die	 hier	 befürwortete	 Lösung	 ergibt	 sich	 nicht	
nur	aus	dem	Strukturzusammenhang	der	Anordnungen	von	
HTÜ,	 IPRG	und	ZGB	 selbst,	 für	 sie	 sprechen	 auch	Grün-
de	 der	 Praktikabilität	 und	 der	 Funktionenverteilung	 in	 der	




zu	 prüfen	 oder	 prüfen	 zu	 lassen.	Vielmehr	 sollte	 es	 Sache	
der	 Gerichte	 sein,	 dem	 trust-Statut	 unterliegende	 Sachfra-
gen	zu	klären.	Wo	sich	hierzu	aber	kein	Anlass	ergibt,	weil	
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168	 So	 etwa	Martin	Karrer,	 in:	Heinrich	Honsell/Nedim	Peter	
Vogt/Thomas	 Geiser	 (Hrsg.),	 Basler	 Kommentar	 zum	 Zivil-




165	 Auf	Fragen	 im	Zusammenhang	mit	 der	Wahrung	des	Grund-
satzes	materieller	Höchstpersönlichkeit,	wonach	der	Erblasser	
den	wesentlichen	 Inhalt	 seiner	 letztwilligen	Verfügung	 selbst	
festlegen	muss,	soll	hier	nicht	näher	eingegangen	werden.	Vgl.	
zum	Grundsatz	statt	aller	Martin	Lenz,	in:	Daniel	Abt/Tho-
mas	Weibel	 (Hrsg.),	 Praxiskommentar	 Erbrecht,	 Basel	 2007,	
Art. 498	N 27  ff.	Piotet	 (FN 122),	6,	will	hieraus	ein	ordre 
public-Hindernis	 für	die	Bestimmung	von	beneficiaries	durch	
einen	 trustee	ableiten;	 indes	dürfte	diese	Annahme	wiederum	
auf	 einer	 Einordnung	 der	 trust-Errichtung	 als	 erbrechtlicher	
Verfügung	beruhen,	der	bereits	vorne	entgegengetreten	wurde;	
zumindest	wird	 aber	 vielfach	 die	 trust-rechtlich	 erforderliche	
«certainty	of	objects»	eine	Verletzung	des	Grundsatzes	mate-
rieller	 Höchstpersönlichkeit	 verhindern;	 vgl.	 zur	 certainty	 of	
objects	statt	aller	Oakley	(FN 76),	58 ff.





















Stiftung	 abwarten	 muss.	 Der	 durch	Verfügung	 von	 Todes	
wegen	 errichtete	 trust	 bedarf	 hingegen	 zu	 seiner	 Entste-
hung keiner weiteren Eintragung.	 Zwar	 entsteht	 der	 trust	
grundsätzlich  –	 wenngleich	 in	 Abhängigkeit	 vom	 jewei-
ligen	 trust-Statut –	erst	mit	dinglich	wirksamem	Übergang	
von	 Vermögen.	 Nach	 hier	 vertretener	 Auffassung	 erfolgt	
dieser	Übergang	bei	Erbenstellung	des	trust(ee)	aber	bereits	
im	Zeitpunkt	des	Eintritts	der	Erbfolge.169	Daher	fallen	der	
Erbfall	 und	 die	 Entstehung	 des	 trust	 im	 Regelfall	 zeitlich	
zusammen.	 Selbst	wenn	 dies	 einmal	 anders	 einzuschätzen	
wäre	und	der	trust	erst	mit	einer	zeitlichen	Verzögerung	ge-
genüber	 dem	 Erbfall	 entstünde,	 wäre	 stets	 die	 Person	 des	
trustee	 als	 rechtsfähiges	Zuordnungssubjekt	 gegeben,	 auch	







das	Verhalten des trustee in der Erbengemeinschaft	auswir-
ken.	So	kann	es	 für	 ihn	etwa	pflichtgemäss	sein,	 sich	Ent-

















der	 Erbeinsetzung	 und	 werden	 ausser	 dem	 trust(ee)	 noch	
andere	Erben	eingesetzt,	so	ist	zu	bedenken,	dass	zwischen	









Gefüge	 des	 Schweizer	 Erbrechts.	Angesichts	 der	 Tatsache	






Allerdings	 sollte	 dann	 eine	 Eintragung	 des	 trustee	 als	
Alleineigentümer	des	Grundstücks	erst	möglich	sein,	wenn	
die	 Erbteilung	 stattgefunden	 hat.	 Denn	 die	 Erbbescheini-
gung	weist	zuvor	zwingend	nur	aus,	dass	der	 trust(ee)	und	
die	weiteren	Erben	zur	Erbengemeinschaft	gehören.	Ob	da-
rüber	 hinaus	 auch	 die	 Erbquote	 eingetragen	 wird,	 ist	 hier	
nicht	 vorrangig	 von	 Belang.167	 Hält	 man	 die	 Eintragung	
tes	tamentarischer	Teilungsvorschriften	 in	die	Erbbescheini-
















richtung	 eines	 trust	 grundsätzlich	 die	 «certainty	 of	 subjects»	
erforderlich	 ist,	 das	 heisst	 die	 dem	 trust	 zugewendeten	Ver-














Aus	 der	 Pflichtenbindung	 des	 trustee	 dürfte	 sich	 in	 aller	
Regel	 ergeben,	 dass	 dieser	 die	 Erbschaft	 beziehungsweise	
das	Vermächtnis	nicht ausschlagen darf,	weil	er	damit	den	
vom	Erblasser	intendierten	Vermögenserwerb	durchkreuzen	






In	 allen	 vorgenannten	 Konstellationen	 unterliegt	 die	
Grundbucheintragung	 dem	 Schweizer	 Recht	 als	 Sachsta-
tut.	Daher	bedarf	es	 für	die	Eintragung	stets	eines	Rechts-
grundausweises,	 der	 den	 Anforderungen	 des	 Schweizer	
Grundbuchrechts	genügt.
(1)	 Der	Rechtsgrundausweis	bei	Erbeinsetzung






















Die	Erbeinsetzung	des	 trust(ee)	 hat	 sicherlich	den	Vor-









Auch	Folgendes	 ist	 zu	 bedenken:	Gibt	 der	Erbe	 bezie-










scheidung	 in	der	Erbengemeinschaft	 in	Widerspruch	 treten	
zur	Kompetenz	und	Pflichtenbindung	des	trust(ee)	 im	Hin-
blick	 auf	 den	 trust	 und	 zur	 Realisierung	 des	 vom	 Erblas-
ser-settlor	 intendierten	 (und	 damit	 vom	Auslegungsgrund-
satz	der	Verwirklichung	des	Erblasser-	bzw.	settlor-Willens	
getragenen)	trust-Zweckes.







Pflichtteilsquoten	 ist	 bei	 der	 Lösung	 über	 ein	 Vermächt-
nis	 jedenfalls	 nicht	 zwangsläufig	 zu	 fürchten.	Denn	 selbst	
wenn	der	Wert	des	Grundstücks	den	im	Sinne	von	Art. 470	



















näher	 eingegangen	 werden,	 vgl.	 allgemein	 dazu	Wegleitung	
ausländische	Erbfolgezeugnisse	(FN 121),	8 f.
178	 Siehe	 ausführlich	 dazu	 etwa	 Bruno	 Huwiler,	 in:	 Heinrich	
Honsell/Nedim	 Peter	 Vogt/Thomas	 Geiser	 (Hrsg.),	 Basler	
Kommentar	zum	Zivilgesetzbuch,	ZGB	II	(Art. 457–977	ZGB),	
3.	A.,	Basel	2007,	Art. 562	N 18 f.	m.w.N.
Eintragung	 die	Vorlage	 einer	 beglaubigten	 Kopie	 der	Ver-





mächtigung	 des	 beschwerten	 Eigentümers,	 also	 des	 Erben	
beziehungsweise	 der	Erbengemeinschaft,	 vorlegt.	Bei	aus-




dd. Eigentumserwerb erst mit der Eintragung?
Als	 letztes	 soll	 die	Frage	 geklärt	werden,	wann	genau	 der	
Eigentumserwerb	 beim	 trust	 von	 Todes	 wegen	 vollzogen	
ist.	Massgeblich	hierfür	 ist,	 ob	man	 für	den	konkreten	Er-
werbstatbestand	das	absolute	oder	das	relative	Eintragungs-
prinzip179	 (Art.  657	Abs.  1	 oder	 2	 ZGB)	 zur	Anwendung	
bringt.	 Die	 Wegleitung	 Trust	 trifft	 die	 Aussage:180	 «Die	
Grundbucheintragung	 ist	konstitutiv	 (kein	ausserbuchlicher	
Eigentumsübergang).»	Diesem	generellen	Abstellen	auf	das	
absolute	Eintragungsprinzip	 pflichtet	 die	Literatur	 vielfach	
bei,	 wenn	 auch	 soweit	 ersichtlich	 bisher	 ohne	 eingehende	
Diskussion.181
Diese	 Einordnung	 überzeugt	 für	 die	 Übertragung	 von	
Grundeigentum	an	 einen	unter Lebenden errichteten trust,	





errichtet	 und	 ihm	das	Grundstück	 im	Wege	des	Vermächt-





der	 Erbeinsetzung	 zugewandt,	 so	 dürfte	 jedenfalls	 dann	
ein	 ausserbuchlicher Eigentumsübergang	 vorliegen,	 wenn	
Schweizer	 Erbrecht	 gilt	 und	 es	 neben	 dem	 trust(ee)	 keine	
(pflichtteilsgeschützten)	 Erben	 gibt.	 Denn	 dann	 kann	 der	
Erblasser	gemäss	Art. 470	Abs. 2	ZGB	über	sein	gesamtes	
Vermögen	frei	verfügen	und	in	Ansehung	dieses	Vermögens	
liegt	 eine	Universalsukzession	 des	 trust(ee)	 nach	 dem	Un-
mittelbarkeitsprinzip	vor.	Der	Erwerb	durch	den	trust(ee)	als	
Erben	wäre	dann	vor	dem	Hintergrund	des	Art. 656	Abs. 2	
ZGB	 als	 Fall	 des	 relativen	 Eintragungsprinzips	 zu	 sehen:	
Der	Eigentumserwerb	erfolgt	unmittelbar,	lediglich	die	Ver-
































behaltlich	 der	Anmerkung	 des	 trust-Verhältnisses  –	 nichts	
anderes	gelten,	als	für	den	Normalfall	der	Vermächtnisnah-
me:178	Nach	Art.  18 Abs.  1 lit.  c GBV	 genügt	 also	 für	 die	




lich	 berechtigten	 trustee	 ein	Dritter	 im	Grundbuch	 erscheint,	







trustee	wegen	eines	breach	of	 trust	 in	Betracht,	vgl.	zu	 ihnen	
etwa	Penner	(FN 98),	308 ff.
191	 Vgl.	 zu	 betroffenen	 Interessen	 etwa	 auch	 Botschaft	 HTÜ	
(FN 2),	595;	Wolf/Jordi	(FN 6),	73	m.w.N.
192	 Art. 12	HTÜ	ist	unter	anderem	zu	entnehmen,	dass	die	Kennt-
lichmachung	 der	 Zugehörigkeit	 eines	 eingetragenen	 Vermö-
gensgegenstandes	 zum	 trust-Vermögen	 zu	 ermöglichen	 ist,	
wenn	das	mit	dem	Recht	des	Registerstaates	als	im	Grundsatz	
vereinbar	 erscheint;	 vgl.	 hierzu	 etwa	 Gutzwiller	 (FN  12),	
97 f.,	172	m.w.N.	Art. 15	Abs. 1	lit. f	HTÜ	sieht	vor,	dass	das	
Abkommen	nationalen	Bestimmungen,	die	den	Schutz	gutgläu-
biger	Dritter	 «in	 anderen	Belangen»	betreffen,	 nicht	 vorgeht;	
im	Zusammenspiel	mit	Art. 15	Abs. 1	 lit. d	HTÜ	(nationales	
Recht	gilt	für	die	Übertragung	von	Eigentum)	gewährt	er	damit	






182	 S.	 hierzu	 auch	 BGE	 41	 II	 209;	Arthur	Mayer-Hayoz,	 in:	
Heinz	 Hausheer/Hans	 Walter	 (Hrsg.),	 Berner	 Kommentar,	
Kommentar	 zum	 schweizerischen	 Privatrecht,	 Band	 3:	 Das	
Erbrecht,	 1.	 Abteilung:	 Die	 Erben,	 1.	 Teilband:	 Die	 gesetz-
lichen	Erben,	Die	Verfügungen	von	Todes	wegen,	Bern	2009,	
Art. 656	N 78	m.w.N.
183	 Alexandra	 Zeiter,	 Die	 Erbstiftung,	 Diss.	 Freiburg	 2001,	
280 ff.	m.w.N.
184	 Zu	dieser	s.	sogleich	III.3.
185	 Auf	 Fragen	 im	 Zusammenhang	 mit	 der	 Aussonderung	 von	
Grundstücken	 im	 Rahmen	 einer	 Zwangsvollstreckung	 kann	
hier	 nicht	 näher	 eingegangen	werden.	Die	Ausführungen	 zur	
Anmerkung	im	Zusammenhang	mit	dem	gutgläubigen	Dritter-
werb	lassen	sich	aber	für	das	Gebiet	der	Zwangsvollstreckung	
nutzbar	 machen.	 Vgl.	 zur	 zwangsvollstreckungsrechtlichen	
Wirkung	 der	 Anmerkung	 einstweilen	 nur	 Wegleitung	 Trust	
(FN 9),	4.














Grundstück	 nicht	 mehr	 nach	 Massgabe	 der	 trust-Disposi-
tionen	Nutzen	bringen	kann.190	Es	zeigt	sich	also	der	für	je-
den	 gutgläubigen	 Erwerb	 grundlegende	 Bedarf	 nach	 einer	
Austarierung von Bestands- und Verkehrsschutzinteressen,191	












ab.182	 Nach	 gleichen	 Massstäben	 richtet	 sich	 im	 Übrigen	
auch	der	Grundstückserwerb	durch	eine	Erbstiftung.183
Zwar	 mag	 man	 im	 Hinblick	 auf	 Rechtssicherheit	 und	
Rechtsklarheit	eine	konstitutiv	wirkende	Eintragung	für	den	
trust	 als	wünschenswert	 erachten,	weil	 es	 diesem	 an	 einer	





fähige	 Erbe,	 so	 dass	 eine	 Ungleichbehandlung	 stossend	
wäre.	 Ferner	 würde	 eine	 konstitutiv	 wirkende	 Eintragung	
keine	 Erkennbarkeit	 der	 trust-Bindung	 für	 den	 Rechtsver-
kehr	 garantieren,	 weil	 eine	 Anmerkung	 des	 trust-Verhält-
nisses184	nicht	verpflichtend	ist	und	daher	nur	der	trustee	im	
Grundbuch	erscheinen	muss.
3. Die Anmerkung des trust-Verhältnisses 
im Grundbuch und die Befugnis zu 
ihrer Anmeldung
a. Die grundsätzliche Bedeutung einer 
 Anmerkung des trust-Verhältnisses




sich	 aus	 dem	Grundbuch	 als	 Inhaber	 dieser	Rechte	 ergibt,	
auch	 wenn	 sie	 dem	 Eingetragenen	 materiellrechtlich	 gar	
nicht	zustehen.185
Befindet	 sich	 nun	 ein	 Grundstück	 in	 einem	 trust-Ver-
mögen,	so	bildet –	wie	bereits	festgestellt –	der	trustee	das	
rechtliche	 Zuordnungssubjekt	 des	 Eigentums;	 folglich	 ist	
er	 im	 Grundbuch	 als	 Eigentümer	 eingetragen,186	 obgleich	
























den	 settlor	 setzt	 voraus,	 dass	 sich	 der	 settlor dieser Mög-
lichkeit überhaupt bewusst	 ist.	Gerade	weil	das	trust-Statut	
als	 solches	 zwangsläufig	 durch	 ausländisches	 Recht	 ge-
bildet	wird,	muss	 es	 dem	 settlor	 bei	 der	Errichtung	 seines	
trust	 keineswegs	 vor	Augen	 stehen,	 dass	 er	 auch	 über	 die	
Berechtigung	 seiner	beneficiaries	 zur	Erwirkung	einer	An-




















kungsbefugnis»	 schliessen	 können.	 Aus gestaltender Per-
spektive	kann	dem	settlor	zur	Erteilung	einer	ausdrücklichen	
«Anmerkungsbefugnis»	 zu	 raten	 sein,	 wenn	 er	 den	 damit	
verbundenen	Schutz	der	beneficiaries	intendiert.
Steht	 den	 beneficiaries	 eine	 «Anmerkungsbefugnis»	
grundsätzlich	zu	und	wollen	sie	die	Anmerkung	anmelden,	
so	 verlangt	 die	 Wegleitung	 Trust	 für	 die	 Eintragung	 der	










folgreichen	Dritterwerber,	 verhindert	 aber	 nicht	 den	wirk-
samen	 Dritterwerb	 als	 solchen.195	 Denn	 einziger	 dinglich	












der	 besonderen	 Vermögenszugehörigkeit	 des	 erworbenen	
Gegenstandes	herleiten.
b. Konkludente Erteilung der Anmelde-
befugnis für die beneficiaries?
Wem	 aber	 kommt	 die	 Befugnis	 zu,	 eine	 Anmeldung	 mit	
der	 soeben	 beschriebenen	 (Schutz-)Wirkung	 zu	 veranlas-
sen?	Die	Wegleitung	Trust	will	eine	derartige	Befugnis	den	
















ter	 geführten	Vermögensgegenstandes	 zum	 trust-Vermögen	
kenntlich	zu	machen,199	und	nicht	darauf,	den	Personenkreis	









sein	 und	 zu	 einer	 Haftung	 des	 trustee	 führen	 kann;	 ähnlich	
Guillaume	(FN 22),	9.	Nicht	nur	an	dieser	Konstellation	wird	
augenfällig,	 dass	 das	 «Innenverhältnis»	 zwischen	 beneficiari-
es	und	trust(ee)	eingehende	Betrachtung	verdient.	Vgl.	zu	ihm	
etwa	 Filippo	 Noseda,	 Praktische	Auswirkungen	 des	 Haager	
Trust-Übereinkommens	 für	den	Schweizer	Trustee,	Protector,	




weise	 bei	 der	 Errichtung	 eines	 trust	 von	 Todes	 wegen	 in	
einem	schweizerischen	Testament.	Zu	beachten	ist	sie	auch	
im	 Bereich	 formaler	 Anforderungen	 des	 Rechtsverkehrs;	
die	 Substituierbarkeit	 schweizerischer	 Formanforderungen	














zu	 verleihen.	Denn	 der	 trust	 und	 seine	Ausgestaltung	 sind	




3. Wahrung konkreter schutzwürdiger 
Drittinteressen
Wird	der	trust	als	dem	Schweizer	Recht	eigentlich	fremdes	






Neben	 der	 Leitwertung	 der	 trust-Freundlichkeit	 sollte	
bei	der	Suche	nach	kohärenten	Lösungen	 für	die	verschie-
denen	Konfliktbereiche	 auch	 darauf	 gesehen	werden,	wel-
che Interessen	die	jeweiligen	Normen	oder	Grundsätze	des	
Schweizer	 Rechts	 zu	 schützen	 versuchen.	Allgemeine	 ge-
sellschaftspolitische Normziele, fiskalische Erwägungen 
oder formale Belange des Rechtsverkehrs können dabei eher 
hintan gestellt werden als subjektive, konkret schutzwürdige 
Interessen Dritter –	Interessen	von	Personen	also,	die	zwar	
nicht	zu	den	Beteiligten	des	trust-Verhältnisses	gehören,	aber	








IV. Leitwertungen für die Implantierung 
des trust ins Schweizer Recht?
Schon	die	wenigen	Fragen,	denen	sich	dieser	Beitrag	wid-
men	konnte,	zeigen,	wieviel	Diskussions-	und	Klärungsbe-




Dennoch:	 Könnte	 es	 nicht	 möglich	 sein,	 Wertungen	




kussionsvorschlag	 hierzu	 soll	 als	Abschluss	 des	 Beitrages	
unterbreitet	werden.
1. trust-Freundlichkeit




nach	 ausländischem	 Recht	 beurteilt.	Aus	 dieser	 Entschei-
dung	sprechen	unter	anderem	der	Wille	zur	Förderung	des	
Rechts-	 und	 Finanzstandortes	 Schweiz	 sowie	 das	 Zutrau-









trust	 zum	Tragen	kommen,	bedarf	 es	 einer	ernsthaft trust-
freundlichen Ausgestaltung des Implantierungsprozesses.	
Insbesondere	ist	der	privatautonomen	Gestaltung	durch	den	















Im	 Lichte	 dieser	 Grundwertung	 liessen	 sich	 auch	 Ge-
meinsamkeiten	für	solche	Fälle	annehmen,	in	denen	ein	trust	
nicht	 in	 der	 vorgesehenen	 Form	 aufrechterhalten	 werden	
kann,	 etwa	weil	 er	 gegen	 Schweizer	 Eingriffsnormen	 ver-
stösst.	Ohne	auszuschliessen,	dass	der	konkrete	Zusammen-
hang	einmal	andere	Lösungen	nahe	legt,	sollte	in	derartigen	
Fällen	 versucht	werden,	 den	 trust	 als	 solchen	 so	weit	wie	
möglich	am	Leben	zu	erhalten,	auch	wenn	er	einer	(mögli-
cherweise	weitgehenden)	Umgestaltung	unterzogen	werden	
muss.	Von	 der	 Überführung	 in	 ein	 Institut	 des	 Schweizer	
Rechts	durch	Auslegung	oder	Konversion	sollte	daher	grund-







Die	 wichtigsten	 Ergebnisse	 dieses	 Beitrags	 lassen	 sich	
schlagwortartig	wie	folgt	zusammenfassen:
1.	Die	Errichtung	eines	«trust	von	Todes	wegen»	sollte	auch	
dann	 möglich	 sein,	 wenn	 Schweizer	 Recht	 das	 Erbstatut	
bildet.	 Denn	 die	 trust-Errichtung	 beurteilt	 sich	 nicht	 nach	
dem	 Erbstatut,	 sondern	 nach	 dem	 trust-Statut.	 Zudem	wi-

















ner	 Einsetzung	 des	 Pflichtteilsberechtigten	 als	 beneficiary	







zierung	 im	Einklang	 auch	mit	 den	Wertungen	 des	Haager	
trust-Übereinkommens.
4. Einbindung als Institut «sui generis»
Lässt	sich	also	die	grundsätzliche	Offenheit	gegenüber	dem	
Institut	trust	mit	der	Verteidigung	von	schutzwürdigen	Dritt-















handelt	werden	muss,	 so	 sollte	 er	doch	nicht gleichsam in 
ein Institut Schweizer Rechts «übersetzt»	werden.	Allein	die	
Komplexität	und	Vielgestaltigkeit	des	Institutes	«trust»,	die	
zahlreichen,	 mitunter	 sehr	 verschiedenartigen	 trust-Statute	






Formen	 des	 Schweizer	 Rechts	 zurechtgebogenen	Weise.204	





mit	 anderen	 besonderen	 Rechtsverhältnissen	 an	 registerfä-






einzutragen,	 dessen	 Implikationen	 nach	 Massgabe	 des	 je-
weiligen	trust-Statutes	für	den	konkreten	Fall	geklärt	werden	




zunehmend	 rechtssichere,	 Gestaltungsmöglichkeiten	 für	
Nachlassplanung	 und	Vermögensgestaltung	 etablieren.	Die	
Schweiz	 schafft	damit	 zugleich	ein	Ambiente,	das	der	pri-
vatnützigen	 Vermögensperpetuierung	 freundlich	 gestimmt	
ist –	in	der	heutigen	Zeit	kein	gering	zu	schätzender	Stand-
ortgesichtspunkt.	Wenn	der	Rechtsverkehr	weiteres	Vertrau-








Vermögenswidmungsakt	 anzuwendende	 Recht	 beurteilt	
sich	 nach	Art.  119	 IPRG	 (analog).	 Sofern	 die	Vermögens-
widmung	mit	der	Errichtung	des	trust	zusammenfällt,	kann	
sie	 in	den	Errichtungsakt	des	 trust	 inkorporiert	oder	 in	ein	
gesondertes	Geschäft	 ausgelagert	werden.	Der	 formgültige	
Vermögenswidmungsakt	bildet	den	Rechtsgrundausweis	für	





waigen	 Erbengemeinschaft.	 Für	 den	 Grundstückserwerb	
durch	 Erbeinsetzung	 kann	 das	 relative	 Eintragungsprinzip	
des	Art. 656	Abs. 2	ZGB	gelten.
7.	Die	Befugnis	zur	Erwirkung	einer	Anmerkung	des	trust-
Verhältnisses	 im	 Grundbuch	 kann	 den	 beneficiaries	 vom	
settlor	 auch	 konkludent	 erteilt	worden	 sein.	Ob	 eine	 «An-




zwingenden	Wertungen	der	 beteiligten	Statute	 und	die	 be-
troffenen	 Gestaltungs-	 und	 Schutzinteressen	 sorgfältig	 be-
rücksichtigen.	 Insbesondere	gilt:	Pflichtteilsausfüllende	be-





zulagern.	Für	 eine	Zuwendung	 an	 den	 trust(ee)	 von	Todes	
wegen	kann	das	Vermächtnis	der	Erbeinsetzung	vorzuziehen	
sein.	Mit	 einer	 ausdrücklichen	 «Anmerkungsbefugnis»	 für	
die	beneficiaries	vermag	der	settlor	deren	Schutz	vor	einer	
Verminderung	des	trust-Vermögens	zu	verbessern.
9.	Die	«Implantierung»	des	 trust	 ins	 schweizerische	Recht	
muss	auf	konkrete	schutzwürdige	Drittinteressen	Rücksicht	







spannend	 sein,	 die	 weitere	 Entwicklung	 dieses	 Rechtsbe-
reichs	 zu	 verfolgen	 und  –	 wissenschaftlich	 wie	 gestalte-
risch –	an	seiner	Entfaltung	mitzuwirken.	Schon	jetzt	ist	es	
jedenfalls	zu	begrüssen,	dass	die	Ratifikation	des	HTÜ	und	
La contribution étudie les conséquences de la ratification par 
la Suisse de la Convention de La Haye sur les trusts. Il s’agit 
surtout de l’importance de la «transposition» du trust dans 
l’ordre juridique suisse. Les auteurs approuvent la possi-
bilité de constituer un «trust par acte pour cause de mort». 
L’art. 335 CC n’a pas le caractère de loi d’application immé-
diate contraignante au niveau international et ne fait dès lors 
pas obstacle à l’institution de trusts. De même, l’art. 488 CC 
ne devrait s’opposer au trust que dans des cas exceptionnels. Il 
est en principe possible de faire valoir des droits réservataires à 
l’encontre de trusts. Le fait d’accorder le statut de bénéficiaire 
doit être considéré comme un moyen de respecter la réserve. 
L’article examine en détail comment le transfert d’immeubles 
à un trust peut être intégré au système suisse des droits réels 
immobiliers. Il aborde aussi la possibilité de faire mentionner 
un rapport de trust au registre foncier. Finalement, les auteurs 
formulent des lignes directrices pour appuyer le processus 
d’intégration du trust dans l’ordre juridique suisse.
(trad. LT LAWTANK, Berne)
